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Die A-Soziale Dimension
des Binnenmarktes
Sozialgesetzgebung existiert nicht

Im Vergleich zurwirtschaft- 119, derdas gleiche Entgelt für gliedstaates aufhalten, und für Monika Vana
lichen Regelungsdichte des Frauen und Männer vorsieht, Staatsangehörige aus Drittstaa-
Binnenmarktkonzeptes exi- sowie Art. 48 - 51 über die ten gelten die Begünstigungen studierte Wirtschafts- und Verwal-

stiert eine europaweite Sozial- Freizügigkeit der Wanderar- überhaupt nicht. tungsinformatik an derTechnischen
Universität Wien und dissertiert

gesetzgebung fast überhaupt beitnehmer und ihre soziale zum Thema "Auswirkungen der EU
nicht. Der bis heute als sog. Sicherheit), aus ganz anderen Zwang zur Mobilität auf die gesetzliche Krankenversi-
Primärrecht gültige Grün- als sozialen Gründen erlassen. cherung in Österreich". Sie ist Mi -

dungsvertragderEuropäischen Art. 119 sollte ungerechtfertig- Von der Niederlassungsfrei- glied der Kritischen Europainf

Wi rtschaftsgemei nschaft te Wettbewerbsvorteile eines heit profitieren in erster Linie mationen (vormals Krit. EG-Infor-
mationsbüro), Fachredakteurin für

(EWG-V) von 1957 sieht zwar Landes durch die Bezahlung gut ausgebildete, flexible Ar- Wirtschafts- und Sozialpolitik der
11. Art 117 über die "Abstim- niedriger Frauenlöhne verhin- beitskräfte, die es sich leisten Euro-Watch-Agency EWA und AI-
mung der Sozialordnungen" dern, und die Bestimmungen können, ihren Wohnsitz in ein ternativreferentin an der HTU Wien.

eine "Verbesserungder Lebens- überdie Freizügigkeitund ie- anderes Mitgliedsland zu ver-
und Arbeitsbedingungen der derlassungsfreiheit der Wan- legen. Aufgrund der geringen Durchsetzungsmögl ichkeit, da
Arbeitskräfte und die Anglei- derarbeitnehmer hatte zum MobilitäteuropäischerArbeits- keine Sanktionierungsmaß-
chung dieser Bedingungen auf Ziel, die "Mobilität der Ware kräfte wird nun auf Kommis- nahmen getroffen werden kön-
dem Wege des Fortschritts", Arbeitskraft" zu fördern. sionsebene ein "Zwang zur nen.
vor. Diesabernichtdurch Har- Mobilität" überlegt, d. h. Ar-
mon isierung derSozialgesetz- Ressource Mensch? beitnehmerlnnen sollen So- Gemeinschaft blockiert
gebung der einzelnen Länder, zialleistungen (z. B. Arbeitslo- Sozialgesetzgebung
sondern "durch Abstellung auf Dazu ein Zitat aus dem EG- sengeld) verlieren, wenn sie
das eine Angleichung der So- Weißbuch von 1985: eine zumutbare freie Stelle im Eine institutionelle Blockie-
zialordnungen begünstigende "Es soll sichergestellt wer- gesamten EWR-Raum nichtan- rung der Durchsetzung von
Wirken des Gemeinsamen den, daß dieser große Binnen- nehmen. Sozial recht aufGemeinschaft-
Marktes". markt sich ausdehnt, nicht sta- sebene erfolgte 1987 mit der

tisch bleibt sondern wächst, EU-Richtlinien Einheitlichen Europäischen
Sozialgesetze kontra und daß der Markt flexibel ist, unverbindlich Akte (EEA). Wurde in Frag
freier Warenverkehr sodaß Ressourcen, sowohl des Binnenmarktes statt d

menschliche als auch materi- Bemerkenswert ist, daßsich bisher erforderlichen Einstim-
Ein Tätigwerden der Ge- elle, Kapital- und Investitions- die EU im Bereich Sozialpoli- migkeit im Ministerrat das

meinschaft auf sozialem Ge- mittel den wirtschaftlich ren- tik nur zur Erlassung von Richt- "Prinzip der qualifizierten
biet wurde also bereits 1957 tabelsten Bereichen zufl ießen." linien, nicht aber von Verord- Mehrheit" (54 von 76 Stim-
ausgeschlossen. Sozialer Fort- nungen, durchringen konnte. men) eingeführt, so galt, und
schrittsolltesich "automatisch", Das Europa der Fachkräfte Richtlinien sind weit weniger gilt bis heute, dies nicht für die
infolge ökonomischen Fort- verbindlich, da sie, bevor sie Sozialpolitik. Lt.Art.100aAbs.
schritts, quasi als Nebenpro- So gilt die Freizügigkeit im Gültigkeiterlangen, erst inner- 2 EEA ist für Angelegenheiten,
dukt, von selbstergeben. Über- Binnenmarkt, eine der soge- halb (meist sehr langer) Fristen die die "Freizügigkeit und die
dies dürfen Sozialge etze laut nannten "4 Freiheiten", keines- in nationales Recht umgesetzt Rechte und den Schutz der
EWG-V nur eingeführt wer- wegs für jede/no iederlas- werden müssen, während Ver- Arbeitnehmer' betreffen, wei-
den, "wenn sie anderen Ver- sungsfreiheit wird nur jenen ordnungen sofort und unmit- terhin Einstimmigkeitvorgese-
tragszielen - insbesonderedem gewährt, die einen fixen Ar- telbar in allen Ländern gelten. hen. Davon gibt es nur eine
Ziel des freien Warenverkehrs beitsplatz, ausreichende finan- Beruft man sich vor dem Euro- Ausnahme: Lt. Art 118a EEA
- nicht entgegenstehen". zielle Mittel zur Selbsterhal- päischen Gerichtshof (EuGH), im Falle der "Verbesserung der

tung und einen Krankenversi- der höchsten legislativen In- Arbeitsumwelt" kann mit qua-
Ware Arbeitskraft cherungsschutz nachweisen stanz, aufRichtlinien, die noch lifizierter Mehrheit beschlos-

können (der 'Ware Arbeits- nicht in nationales Recht um- sen werden. Was aber als "Ver-
So wurden auch die weni- kraft" also). Arbeitslose dürfen gesetztwurden, bekommt man besserung der Arbeitsumwelt"

gen Richtlinien des EWG-V sich nur bis maximal 3 Monate vom EuGH zwar "Recht", hat gilt, ist bis heute umstritten.
mit sozialem Charakter (Art. im Gebiet eines anderen Mit- aber gleichzeitig keinerlei Der EuGH versteht darunter
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lediglich Maßnahmen zur Ar­
beitssicherheit und -hygiene,
während ArbeitnehmerInnen­
vertretungen auch Arbeitsbe­
dingungen und Arbeitnehme­
rinnenschutzrechte unterdem
Begriff"Arbeitsumwelt" subsu­
mieren.

Mitgliedsstaaten gegen
Mindeststandards

Tatsächlich wurden auf­
grund des Art. 118a EEA Min­
deststandards zur Arbeitssi­
cherheit und -hygiene erlas­
sen, die sich am höchsten Ni-
eau aller EU-Staaten (dem
andinavischen) orientierten

und deshalb erst von wenigen
Staaten umgesetzt wurden
(nichteinmal Deutschland hat
sie noch in nationales Recht
übernommen!), und diefürdie
österreich ischen Beitrittseu­
phorikerlnnen auf Arbeitneh­
merlnnenseitealsArgumentfür
einen EU-Beitritt gelten (ob­
wohl die entsprechenden
Richtlinien bereits durch den
EWR übernommen wurden!).

Maderthaner und
EWR-Richtlinien

Ein anschauliches Beispiel
für den praktischen Stellenwert
on EU-Richtlinien zum So­
alrecht ist jedoch die Weige­

rung von Bundeswirtschafts­
kammerpräsident Madertha­
ner, die gemäß EWR-Abkom­
men von Österreich zu über­
nehmenden Richtlinien über
den Gesundheitsschutz am Ar­
beitsplatz (verpfl ichtende Ein­
setzung eines Betriebsarztes!
einer Betriebsärztin auch bei
geringer Betriebsgröße) umzu­
setzen. Begründung der BWK:
Erstens sei die Übergangsfrist
sehr lange, zweitens sei ein
Mitgliedsland jagar nichtwirk­
lich verpflichtet, EU-Richtli­
nien in nationales Recht um­
zusetzen: Erst die Klage eines
anderen Mitgliedstaates beim
EuGH könne es dazu zwin­
gen. Wo er recht hat, hat er
recht ...

Der Vertrag von
Maastricht

Statt einer aktiven Sozial­
politik zur Verbesserung der
sozialen Lage in den Mitglied­
staaten setzt die EU also offizi­
ell auf die (äußerst fragwürdi­
ge) Strategie der Verabschie­
dung von Mindeststandards.
Der Vertrag von Maastricht
scheintdiesen Eindruckaufden
ersten Blick zu bestätigen. Im
"Abkommen über die Sozial­
politik", das lediglich einen
Anhangzum Vertrag bi Idetund
von Großbritannien und Irland
gar nicht unterzeichnet wur­
de, ist die Verabschiedung
von Mindeststandards in eini­
gen arbeitsrechtl ichen Berei­
chen vorgesehen (z. B. bei der
Verbesserung der Arbeitsum­
welt im Bereich Gesundheit
und Sicherheit und der Chan­
cengleichheit von Männern
und Frauen bei Beförderun­
gen). Hier kann der Ministerrat
mit qualifizierter Mehrheit be­
schließen. In allen anderen
Fällen brauchterweiterhin Ein­
stimmigkeit.

Die Haken!

Sogar ausdrücklich von der
Verabschiedung von Mindest­
standards ausgeklammert sind

Regelungen bzgl. des Ar­
beitsentgelts, des Koalitions­
rechts, desStreikrechts und des
Aussperrungsrechts. Darüber­
hinaus enthält der Maastrich­
ter Vertrag noch einen Haken.
Mindeststandardsdürfen näm­
lich nur dann erlassen wer­
den, wenn sie der "Errichtung
und Erhaltung von Klein- und
Mittelbetrieben nicht entge­
genstehen" (Art. 2 (2)
Abk.5ozp.).

Niedriges Niveau
von EU-Standards

Ob also von seiten der EU
überhaupt Mindeststandards
erlassen werden, ist bei dieser
Rechtslage äußerst unsicher.
Wenn man sich überdies die
bisher diskutierten Mindest­
standards anschaut, liegen sie
alle weit unter dem Niveau,
das in sozial fortschrittlichen
Ländern wie Österreich oder
Schweden bereits seit langem
erkämpft wurde. Überdies ist
die Gefahr, daß durch das
Abstellen der Sozialpolitik auf
eine bloße Politik der Min­
deststandards das Sozial recht
nicht nur nicht weiterentwik­
kelt(d. h. verbessert) wird, son­
dern mit Hinweisen auf eben
diese (sehr niedrigen) Mindest­
standards in manchen Ländern

höhere Standards aufdas Min­
destmaß gesenkt werden, sehr
groß.

Der Vollständigkeit halber
sei im Rahmen der sozialen
Aktivitäten der Gemeinschaft
noch die vielzitierte Sozial­
charta von 1989 erwähnt, die
jedoch lediglich eine Empfeh­
lung ohne rechtlich verbindli­
chen Charakter darstellt, und
die von Großbritannien gar
nicht unterzeichnet wurde.

Kompetenz der
Sozialpartner - Eine Farce

Auch die Rolle der Sozial­
partner ist auf Gemeinschaft­
sebene eine äußerst schwa­
che. Wareinstim EWG-Vüber­
haupt nurder Wirtschafts- und
Sozialausschuß als einziges
Gremium, in dem die Sozial­
partner etwas zu sagen hatten
("natürl ich" nur beratend), vor­
gesehen, wurden im Vertrag
von Maastricht die Kompeten­
zen der Sozialpartner zwar
formal ausgeweitet, praktisch
sind sie aber immer noch eine
Farce: Die Sozialpartner dür­
fen bei Vorschlägen der Kom­
mission lediglich angehört
werden und haben in jenen
Fällen, in denen die Kommis­
sion eine Gesetzesinitiative be­
absichtigt, genau 9 Monate ~
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Zeit, einen Vertrag zustande­
zubringen (wobei Streik- und
Aussperrungsrechtwieder aus­
drücklich ausgenommen sind).
Der Ministerrat ist aber weiter­
hin keineswegs gezwungen,
diesen anzunehmen. Er kann
ihn beschließen, muß aber
nicht.

ÖGB-ehef Verzetnitsch
Vorsitzender des EGB

Ein weiteres Problem der
Arbeitnehmerinnenvertretung
auf EU-Ebene ist ihr im Ver­
gleich zur perfekten Vernet­
zung der zahlreichen Arbeit­
geberlnnenlobbies geringer
Organisationsgrad. Zwar gibt
es den Europäischen Gewerk­
schaftsbund EGB, dessen Vor­
sitz gegenwärtig der österrei­
chische ÖGB-Chef Verzet­
nitsch innehat. In ihm fehlen
jedoch so schlagkräftige Ge­
werkschaften wie die franzö­
sische oder die spanische, da
sie als "kommunistisch unter­
wandert" gelten. Eine Schande
fürdieösterreichischeGewerk­
schaftsbewegung, wenn sie,
obwohl sie sogar den Vorsitz
im EGB innehat, die EU
braucht, um "Sol idaritätsgefüh­
le" zur Arbeiterinnenschaft
anderer Länder hervorzubrin­
gen!

auf EU-Ebene keine
Sozialgesetzgebung

Eine Sozialgesetzgebung,
die diese Bezeichnung auch
verdient, gibt es also auf EU­
Ebene nicht, ist politisch auch
keineswegs vorgesehen und
vertraglich sogarbereits im EG­
Primärrecht ausgeschlossen.
Die A-Sozialpolitik der EU
heißt ichtstun: Durch Markt­
wirtschaft und Wirtschafts­
wachstum möge sich der
Wohlstand (für wen ?) von
selbst ergeben. Ergeben hat
sich aber bisher kein sozialer
Fortschritt in den Mitglieds­
ländern, sondern ein sozialer
Rückschritt. Und dieser hängt
nicht nur - wie leider immer

Seite 6

wieder behauptet wird - mit
der Rezession zusammen, son­
dern ist sehr wohl auch ein
eindeutiges Ergebnis einer pri­
mär an wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten orientierten Po­
litik der EU.

EU-Einheitswährung
führt zu Sozialabbau

Die im Vertrag von Maa­
stricht beschlossene Wirt­
schafts- und Währungsunion
WWU, die spätestens 1999 in
Form der Schaffung einer EU­
Einheitswährung (ECU) voll­
endet werden soll, ist auf rein
monetären Kriterien aufgebaut,
die selbst von konservativen

ationalökonomlnnen auf­
grund der ihr zugrundeliegen­
den veralteten wirtschaftlichen
Denkweise (sog. eoklassi­
sches Wirtschaftsparadigma)
heftig kritisiert wird: Aufnah­
mebedingungen für die Mit­
gliedstaaten in die WWU sind
nämlich Preisstabilität, d. h.
Inflationsbekämpfung, Ver­
minderung derStaatsschulden
und Konsolidierungdesöffent­
lichen Haushaltsdefizits, was
eine restriktive Geld- und Fis­
kalpolitik und daher rigorose
Sparmaßnahmen von seiten
der Regierungen notwendig
macht. Die jüngsten Soziall­
abbaumaßnahmen, die in fast
allen EU-Ländern getroffen
wurden, sind daher nicht nur
auf die Rezession und die da-

mit verbundene otwendig­
keitzur AnkurbelungderWirt­
schaft zurückzuführen, son­
dern insbesondere auf die
Wirtschaftspolitik der EU, die
der Höhe der Arbeitslosigkeit
oderanderen Verteilungskenn­
zahlen keinerlei Bedeutungbei
der Verleihung des Prädikats
"europareif' an seine Mitglie­
der beimißt.

höchste Priorität ­
schrankenlose Wirtschaft

Das Konzept der WWU ist
damitdie logische Fortsetzung
einer bereits 1957 in den Rö­
mer Verträgen festgeschriebe­
nen Tradition kapitalistischer
westeuropäischer Politik, die
einer "schrankenlosen" Wirt­
schaft höchste Prioriät vor al­
len anderen Zielen einräumt,
und die soziale Frage völlig
unberücksichtigt läßt: Hier
wird auf das "Wirken der
Marktkräfte" vertraut.

leere Versprechungen

Daß das so nicht funktio­
niert, müßte eigentlich bei ei­
nem Blick auf die starken re­
gionalen Disparitäten und das
ausgeprägte ord-Süd-Gefäl­
le innerhalb der EU klar wer­
den. Versprach man den 1981
(Beitritt Griechenlands) und
1986 (Spanien, Portugal) auf­
genommenen ärmeren eu­
mitgl iedern eine Verbesserung

ihrer wirtschaftlichen und s
zialen Lage, so sind die wirt­
schaftlichen Wachstumsge­
winneungleicherverteiltdenn
je: zwei "wirtschaftlichen Kraft­
feldern" mit hohen öknomi­
schen Aktivitäten stehen die
landwirtschaftsdominierten
Regionen des Südens, Grie­
chenland, Spanien, Portugal
und Süditalien gegenüber. Das
durchschnittl iche Einkommen
liegt hier bis zu 60 % unter
dem EU-Durchschnitt, die Ar­
beitslosigkeit beträgt das Dop­
pelte bis Dreifache.

EU-Förderungsmittel
lächerlich gering

Die EU rühmt sich zwar f
ihr umfangreiches Regional­
förderungsprogramm. Tatsäch­
Iich existieren ein ige Fonds zur
Förderung ökonomisch unter­
entwickelter Gebiete bzw. des
Arbeitsmarktes (EFRE - Euro­
päischer Fonds für regionale
Entwicklung, EAGFL - Euro­
päischer Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Land­
wirtschaft, die EIB - Europäi­
sche Investitionsbank und der
Europäische Sozialfonds), de­
ren Mittel jedoch trotz ständi­
ger Erhöhung lächerlich ge­
ring sind. Überdies dürfen die
Fördermaßnahmen nicht ge­
gen diestrengen Wettbewerbs­
regeln der EU verstoßen und
sollten möglichstschnell wirk­
sam werden.
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Umweltauswirkungen
bleiben unberücksichtigt

Von langfristiger Planung
also keine Spur. Im Gegenteil:
die bisher unterstützen Projek­
te nehmen zum größten Teil
nicht nur keine Rücksicht auf
mögliche Umweltauswirkun­
gen sondern perpetuieren die
Ungleichgewichte, die es zu
bekämpfen gilt: Da die Kosten
der Produktionsfaktoren Lohn
und Boden in diesen Gebieten
sehr gering sind, werden vor
allem Betriebe mit niedrigqua­
Iifiziertem Personal oder über­
durchschnittlichem Platzbe-

rf angesiedelt ("verlängerte
Werkbänke"). Im Gegensatz zu
Betrieben mit anspruchsvoller
Produktion, die durch die bes­
sere Infrastruktureherverdich­
tete Gebiete bevorzugen, er­
zeugen Betriebstypen dieser
Art keine intraregionale
Wachstumsdynamik, was die
regionalen Disparitäten nur
verfestigt, statt sie zu beseiti­
gen.

Lage österreichs von
Beitritt unbeeinflußt

Nun gibt es, gerade was die
Sozialpolitik in Europa betrifft,
das (berechtigte) Argument,

aß es infolge eines längeren
ndauerns der Rezession un-

abhängig von einer EU-Mit­
gliedschaft ohnehin zu Sozi­
alabbau (auch in Österreich)
kommen würde. Unterneh­
men siedeln sich in jedem Fall
dort an, wo es am billigsten ist
(niedrige Lohnnebenkosten,
niedrige Energie- und Umwelt­
kosten), und vor allem die
Staaten des ehemaligen Ost­
blocks bilden hier eine enor­
me wirtschaftliche Konkurrenz
(siehe Abwanderungen von
Betrieben v. a. der Textilindu­
strie). Das stimmt - zum Teil.
Die wi rtschaftl iche Lage Öster­
reichs ist von einem EU-Bei­
tritt realtiv unbeeinflußt, dader
Binnenmarkt, und damit der
freie Warenverkehr und das
Verbotvon Diskriminierungen,
zum größten Teil bereits seit
Jänner 1994 in Form des EWR
auch in Österreich verwirk­
lichtwurde, und überdiessämt­
liche Wachstumsprognosen
für die kommenden Jahre kei­
ne signifikante Beeinflussung
der wirtschaftlichen Entwick­
lungder Länderdurch etwaige
Binnenmarkteffekte feststellen
können.

Subsidiarität in Sozialpolitik

"Von außen" hat Österreich
jedoch viel bessere Möglich­
keiten, drohenden Sozialab­
bau aufzufangen bzw. damit

umzugehen als "von innen".
Sind wir nicht in der EU, ha­
ben wir im Bereich der Sozial­
politik unsere nationale Sou­
veränität, als EU-Mitglied nicht
mehr.

Denn was bedeutet denn
die vielgepriesene, im Vertrag
von Maastricht verankerte
"Subsidiarität in der Sozialpo­
litik", die den Mitgliedstaaten
ihre Eigenständigkeit in sozia­
len Fragen vorgaukelt, eigent­
lich wirklich? Juristisch gese­
hen ist sie nichts als ein Schlag­
wort: Ein Mitgliedstaatdarfnur
solangeselbstentscheiden, wie
es keine entsprechende EU­
Gesetzgebungdazu gibt. Dann
stünde nämlich EU-Recht be­
dingungslos (wie auch in allen
anderen Fällen) über nationa­
lem Recht. Überdies würde
Subsidiarität - wäre sie echt ­
doch nichts anderes bedeu­
ten, als das Abschieben von
Verantwortung durch die EU
auf die Mitgliedstaaten in je­
nem Bereich, der der EU am
wenigsten "wert" ist - in der
Sozialpolitik.

Zusammenfassend läßtsich
also sagen, daß in bezug auf
eine Weiterentwicklung des
Sozialrechts von der EU kei­
nerlei Impulsezu erwarten sein
werden, da sie institutionell
bereits ausgeschlossen sind
und auch gar nicht gewollt

werden (Einstimmigkeitsprin­
zip, Vorrangigkeit der Wirt­
schaftsinteressen, Sozialpol itik
nur "flankierende" Maßnah­
me). Andererseits ist jedoch
gerade durch den geplanten
Erlaß von äußerst niedrigen
sozialen Mindeststandards und
das prinzipielle Abschieben
von Verwantwortung für Sozi­
alfragen auf die einzelnen
Staaten unter dem Deckman­
tel der Subsidiarität mit ver­
stärkten Sozialabbaumaßnah­
men in den Mitgliedstaaten zu
rechnen, da die gemeinsame
Wirtschaftpolitik und insbe­
sondere die Kriterien für die
Wirtschafts- und Währungsu­
nion die nationalen Regierun­
gen zu Sparmaßnahmen zwin­
gen werden.

Die EU stellt somit die insti­
tutional isierte Auflösung des
europäischen Wohlfahrts­
staatsgedankens dar, der bis­
her dem Staat die Verantwor­
tung für die soziale Wohlfahrt
seiner Bürgerinnen zuschreibt
(siehe z. B. die Einführung von
gesetzlichen Sozialversiche­
rungen in allen europäischen
Ländern). Dieser Bereich staat­
licher Verantwortung soll nun
sukzessive in den Verantwor­
tungsbereich des Individuums
zurückverlagert werden. So­
zialer Schutz wird wieder Auf­
gabe jedes/jeder einzelnen.•

WIE KOMME ICH ZU EINER GUTEN STEREOANLAGE?
Musikalisch hochwertige Geräte zu einem vernünftigen Preis sind rar. Zwischen den Geräten
sind gewaltige Unterschiede vorhanden. Es muß wohl nicht betont werden, daß die
überwiegende Mehrzahl der Geräte nicht die Erwartungen erfüllen kann, die der gekonnt
gemachte bunte Prospekt weckt.
Das menschliche Ohr ist und bleibt in diesem Fall das beste Meßinstrument! Ein seriöses
Hifi-Geschäft verfügt über mehrere wohnzimmerähnliche Vorführräume, in denen sich außer
den Lautsprechern, die Ihnen gerade vorgeführt werden, keine weiteren Tonquellen
befinden. Klangqualität ist keine Frage des Preises! Unsere Aufgabe ist es, in jeder Preisklasse
die optimale Stereoanlage für Sie zusammenzustellen.
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